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Schulstreiks sind stets eine besondere Form der Demonstration, denn zum Einen ist
dies oftmals die erste politische Aktion, der die_der_ Schüler_In beiwohnt und zum
Anderen kostet es nicht nur deswegen den_die_ Schüler_In ein gewisses Maß an
Überwindung, sondern auch wegen der Repressionen, die Viele angedroht bekommen
und in Kauf nehmen, um für ihre Überzeugungen auf die Straße zu gehen. Schon das
zeugt von Mut und politischem Interesse und macht den Schulstreik nicht nur zu
einem Ausdruck von Schüler_Innenengagement, sondern kann auch als Argument
genutzt werden, warum es sich vom Schwänzen, was von Schulen gerne behauptet
wird, grundlegend unterscheidet. Warum sollte also gerade diese Gruppe
Schüler_Innen damit überfordert sein, dass es bei linken Demos nicht zugeht wie bei
dem politischen Einheitsbrei der bürgerlichen Parteienlandschaft, in der politische
Unterschiede, gerade in Zeiten des Rechtsrucks, wenig zur Geltung kommen, sodass
sich viele Wähler_Innen fragen, was nun der Unterschied zwischen einem Kreuzchen
bei den Grünen und einem Kreuzchen bei der CDU sein soll?

Zum Hintergrund: Erneut fand in Berlin ein Schulstreik gegen die drohende
Schulprivatisierung statt. Eine Initiative, die dieses Mal nicht von uns ausging und die
wir begrüßen, weswegen wir uns gerne sowohl an der Demonstration als auch an der
Mobilisierung beteiligt haben. Verwirrt waren wir jedoch über den Beschluss der
Veranstalter_Innen, dass keine Organisationsfahnen gezeigt werden durften, worauf
man uns hinwies und woran wir uns auch gehalten haben. Warum wir diese Position
für falsch halten und wir in der Zukunft nicht vorhaben uns noch einmal daran zu
halten, wollen wir im nachfolgenden Text erläutern.

Fahnenverbote, das kennen wir eigentlich weniger in linken Strukturen, als vom
bürgerlichen Staat, der dies nutzt um politische Äußerungen zu zensieren und vor
allem sein Machtmonopol damit beweisen will, wie er es seit einiger Zeit durch ein
Verbot von YPG-/YPJ-Fahnen tut. Die politische Begründung des Bündnisses ist zwar
nicht deckungsgleich mit der des Staates, nichtsdestotrotz sehen wir eine Selbstzensur
durch Fahnenverbote, die dem bürgerlichen Staat in die Hände spielt und die wir von
vornherein bekämpfen müssen, getreu dem Motto: „Wehret den Anfängen“. Demnach
finden wir das Argument der Veranstalter_Innen, dass ein generelles Fahnenverbot
dazu führe einer Kriminalisierung oder einer Delegitimierung des Protestes, da sich
unterschiedliche linksradikale Gruppen, u.a. Kommunist_Innen unter den
Hauptinitiator_Innen befinden, vorzubeugen, für fadenscheinig, wenn man selbst von
sich behaupten möchte revolutionäre Politik zu machen (mehr dazu findet ihr hier
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unter Punkt 6  ). Denn Ziel sollte es nicht sein sich politisch so sehr zurückzuhalten
und einzuschränken, dass man möglich anschlussfähig an die sog. „bürgerliche Mitte“
ist. Diese Mitte ist in den letzten Jahren immer weiter nach rechts gedriftet, ebenso
wie das Parteienspektrum und hat auch vor der Linkspartei nicht halt gemacht.
Aufgrund dessen kann uns eine mögliche Anschlussfähigkeit an die „bürgerliche Mitte“
ziemlich egal sein und führt definitiv nicht dazu, dass wir eine linke Gegenmacht
aufbauen. Im Gegenteil- um uns als Linke und Revolutionär_Innen anschlussfähig zu
machen, müssten wir demnach der rechten Mitte hinterherjagen, was gleichbedeutend
damit wäre unsere Politik aufzugeben. Opportunist_Innen würden so handeln, für uns
als Revolutionär_Innen kommt dies aber nicht in Frage!

Die Hauptbegründung des Bündnisbeschlusses, die uns genannt wurde war, dass
durch das offene auftreten unterschiedlicher Gruppen auf der Demonstration, die
Schüler_Innen überfordert würden. Diejenigen, die auf die Repression scheißen und
bereit sind während der Schulzeit gegen Privatisierung auf die Straße zu gehen, sollen
nun plötzlich nicht dazu in der Lage sein selbst zu wählen, ob sie sich für die Politik
eine der Gruppen interessieren oder eben nicht? Diese Einschätzung von
Schüler_Innen teilen wir nicht. Wir als REVOLUTION halten Schüler_Innen für ebenso
mündig wie all diejenigen, die die Schule bereits hinter sich gelassen haben. (Und auch
die Geschichte hat uns gezeigt, dass Schüler_Innen kämpfen können, aber das ist ein
ganz anderes Thema.)

Außerdem kritisieren wir, dass durch ein Fahnenverbot eine Einheit zwischen
politischen Positionen suggeriert wird, die nicht vorhanden ist. Damit meinen wir
nicht, dass es nicht möglich ist gemeinsam zu demonstrieren und für ein und dieselbe
Sache Seit an Seit zu kämpfen. Wir halten dies sogar für erstrebenswert, allerdings ist
es in unseren Augen heuchlerisch Unterschiede zwischen Gruppen (und die haben wir,
sonst wären wir alle in einer Einheitsorganisation organisiert) zu verschweigen, in dem
man sie als Gruppen unkenntlich macht. Genauso verbirgt es, dass hinter diesem
Streik sowie bei den meisten Demonstrationen nicht unorganisierte, engagierte
Einzelpersonen stecken, sondern politische Gruppen mit einem politischen Programm.

Gerade in Zeiten, in denen die Strategie „Inhalte überwinden“, durch fehlenden
politischen Ausdruck von politischen Aktionen oder dem Versuch eine trügerische
Einheit zu kreieren, dazu geführt hat, dass es weder eine starke Linke gibt, die gegen
den Rechtsruck auf die Straße gehen und ihr antirassistisches Bekenntnis auch in die
Tat um setzen, ist es umso wichtiger Protest wieder zu politisieren. Dazu gehört
Verbündete suchen, Menschen zu organisieren und Ihnen selbst die Freiheit zu lassen
sich zu entscheiden auf welchen Weg wir gegen Rechts, Privatisierungen oder andere
Angriffe vom Staat kämpfen. Nur das wir trotzdem gemeinsam kämpfen, sollte klar
sein!

Kritik- und Propagandafreiheit, die Idee der unserer Kritik am Fahnenverbot zugrunde
liegt, ist das „A“ und „O“ politischer Zusammenarbeit. In der Praxis bedeutet das:
vereint in der Aktion, auch wenn unser politisches Programm nicht deckungsgleich ist
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sowie Differenzen offen kritisieren. (Im Falle eines gemeinsamen Schulstreiks bedeutet
das bspw. wir organisieren den Streik gemeinsam und treten alle offen auf, indem wir
zum Streik eigenes Material erstellen.) Denn vorgespielter Konsens entpolitisiert nur
die Aktion, sodass diese eine einmalige bleibt und die Inhalte nicht an die Orte des
Geschehens zurückgetragen werden können – in diesem Falle die Schule.

Wir haben gemeinsame Ziele und streben an diese auch gemeinsam anzugehen – dafür
brauchen wir breite Bündnisse. Allerdings sollten wir, um eine linke Mehrheit zu
erzeugen, auch Raum für programmatische Kritikpunkte aneinander haben, ohne dass
das gleich die komplette Bündnisarbeit sabotiert und jedem das Recht, in einem
Bündnis auch eine Minderheitsposition zu vertreten (, denn schließlich basiert
politische Arbeit im Optimalfall auf demokratischen Strukturen und Abstimmungen) zu
gestehen. Beginn einer solchen Arbeit kann es nur durch Diskussion geben und nicht
durch sich gegenseitig abschotten, weswegen wir für diese Diskussion jederzeit bereit
stehen.

Daher fordern wir: Fahnen raus, für mehr Politik und nicht weniger!

 

 


